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Beitrag zum $ 167 der Inſtruction zum Tehrgeſetze, 
betreffend die der Erſahreſerve und der Landwehr 
zur Evidenzhaltung zugewieſenen Militärpflichtigen. 


Vom k. k. Bezirkscommiſſär Ferdinand Schön. 


Nach § 167 der Inſtruction zum Wehrgeſetze hat jeder in der 
Evidenz der Erſatzreſerve oder Landwehr ſtehende Militärpflichtige nach 
vollendetem 22. bis vollendetem 32. Lebensjahre jährlich den Fort⸗ 
beſtand jener Verhältniſſe nachzuweiſen, aus welchen für ihn der An⸗ 
ſpruch auf zeitliche Befreiung oder Entlaſſung (beziehungsweiſe Lö⸗ 
ſchunz aus der Erſatzreſerve) hervorgegangen iſt. Dieſe Nachweiſung 
hat daber bei allen derlei Militärpflichtigen (die wenigen Entlaſſungen 
bei höherer Altersclaſſe ausgenommen) zehnmal zu geſchehen. 

Wer aus der Erfahrung weiß, wie ſchwer für Viele derſelben 
dieſe mit Documenten, Beftätigungen und Zeugniſſen u. ſ. w. ver⸗ 
bundene Nachweiſung der Befreiungsgemeinde ſchon während der drei 
Stellungsjahre iſt, der muß einſehen, daß dieſe, noch durch weitere 
zehn Jahre fortgeſetzte jährlich mit Koſten und Zeitaufwande für die 
Partei verbundene Herbeiſchaffung der nöthigen Documente ſehr be⸗ 
täftigend iſt. 

Aber auch für die Behörden ſelbſt ſind die nach den Punkten 
4 und 5 des vorerwähnten Paragraphen vorgeſchriebene jährliche Auf- 
forderung der gedachten Mllitärpflichtigen, die Prüfung und Entſchei⸗ 
dung über die Nachweiſungen ſowohl, als bei nicht beigebrachten Nach⸗ 
weiſungen die weiteren Amtshandlungen mit vielem Zeit⸗ und Mühe⸗ 
aufwand verbunden, einen Arbeitsaufwand, der von Jahr zu Jahr 
wächſt, weil mit jedem Jahre die im vorigen Jahre in der dritten 


Altersclaſſe befreit geweſenen Militärpflichtigen und die vom Militär 
Der 


entlaſſenen Individuen neu in die Evidenz genommen werden. 


N 


Zuwachs geht bis incluſive zehn Jahre und dann erſt bleibt die Zahl 
der in der Evidenz ſtehenden Militärpflichtigen, die bis dahin in 
manchen Bezirken ſicher über 500 Mann betragen dürfte, ſo ziemlich 
auf gleicher Höhe, weil der bisherigen Erfahrung nach der Zuwachs 
jährlich ziemlich gleich, ſomit der nach $ 167, P. 7 der Inſtruction 
zum Wehrgeſetze entſtehende Abgang ebenfalls nicht viel gegen den 
Zuwachs differiren wird. 

Als Beiſpiel diene der politiſche Bezirk St. Pölten: 

Im Jahre 1872 müſſen bereits 50 in der Evidenz der Erſatz⸗ 
reſerve und 79 in der Evidenz der Landwehr ſtehende Militärpflichtige, 
zuſammen daher 127 Mann, die obigen Nachweifungen in dieſem Be⸗ 
zirke liefern. 

In dieſem Jahre findet erſt die dritte Nachweiſung ſtatt. 

Da der Erfahrung nach im politiſchen Bezirke St. Pölten der 
jährliche Zuwachs für die Evidenznahme circa 50 Mann beträgt, fo 
iſt evident, daß bis zum Jahre 1879 der Stand dieſer Evidenz 
circa 480 Mann ſein und auch von da an in ziemlich gleicher Höhe 
bleiben werde. 4 

Es müſſen alſo 
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von da an aber alle Jahre immer circa 480 Mann beſonders zur 
Nachweiſung des Fortbeſtandes ihrer Befreiungs⸗ reſp. Entlaſſungs⸗ 
gründe aufgefordert, die betreffenden 480 Eingaben ſammt Documenten 
genau geprüft, über jeden Mann eine beſondere Entſcheidung 
gefällt und jeder beſonders über die für dieſes Jahr zu- oder ab⸗ 
erkannte Belaſſung in der Evidenz verſtändigt werden, 

Bei ſolchen Verhältniſſen drängt ſich die Frage auf, ob denn 
dieſe den Parteien und Behörden aufliegende, von Jahr zu Jahr 
ſteigende Laſt nicht in irgend einer Weiſe vermindert werden und ob 
denn ohne Aenderung des Wehrzeſetzes nicht etwa dennoch eine große 
Erleichterung durch eine weder den betreffenden Militärpflichtigen, noch 
den militäriſchen Intereſſen nachtheilige Maßregel erzielt werden könne. 

Die Antwort hierauf glaube ich aus der bisher beobachteten 
Praxis gefunden zu haben. N 

Aus der Praxis der vergangenen zwei Jahre hat ſich nämlich 
im obigen Bezirke gezeigt, daß von den bisher in der Evidenz der 
Landwehr Geſtandenen, theils wegen Aufgebung oder Verluſtes ihres 
bisherigen Befreiungs- beziehungsweiſe Entlaſſungsauſpruches, theils 
wegen gänzlicher Unteclaſſung der Nachweiſung des Fortbeſtandes dieſes 
Anſpruches, zur Nachſtellung gebrachten Militärpflichtigen kaum der 
vierte Theil als dienſttauglich befunden wurde, während die übrigen 
alle mit mehr oder minder Gebrechen behaftet, ja manche ſogar für 
immer untauglich erklärt wurden. 

Bei allen dieſen letzteren Militärpflichtigen wurde der mit jo 
vielen Formen und Nachweiſungen ausgeſtattete Befreiungsapparat 
drei Mal durchgemacht und ſie würden noch vielleicht zehn Mal durch 


das Joch der jährlichen Nachweiſung durchgehen müſſen, wenn nicht 
ihre Vorführung vor die Stellungscommiſſion ſie davon ein für alle 
Mal befreit hätte. 

Dieſes Reſultat dürfte zur Ueberlegung führen, ob es denn 
nicht angezeigt wäre, alle bisher bei der Stellung befreit geweſenen 
Militärpflichtigen, bevor dieſelben nach Punkt 3 und 6 des § 167 
der Inſtruetion zum Wehrgeſetze in die Evidenz der Erſatzreſerve und 
der Landwehr genommen werden, etwa in der zweiten Hälfte des 
Monates December jenes Jahres, in dem ſelbe ihr 22. Lebensjahr 
vollenden, der Stellungscommifſion vorführen zu laſſen, und nur jene, 
bei welchen der Befund auf „kriegsdienſttauglich“ lautet, in die 
Evidenz zu nehmen, die übrigen aber gleich denen, die in der dritten 
Altersclaſſe für „untauglich“ erklärt wurden, zu behandeln. 

Daß dieſelbe Unterſuchung auch zu wiederholen wäre vor der 
nach Punkt 6 des § 167 der Inſtruction zum Wehrgeſetze ſtattzufin⸗ 
denden Uebertragung in die Evidenz der Landwehr und daß bei dieſer 
Gelegenheit die vermöge Entlaſſung urſprünglich in die Evidenz der 
Erſatzreſerve aufgenommenen, nun aber in die Evidenz der Landwehr 
zu verſetzenden Militärpflichtigen ebenfalls unterſucht und nur die 
Tauglichen in die Evidenz der Landwehr zu übernehmen, die übrigen 
aber einfach zu löſchen wären, dürfte durch die längere Zwiſchenzeit 
der Unterſuchungen, innerhalb welcher der Erfahrung nach immerhin 
die Dienſttauglichkeit aufhebende Gebrechen entſtehen können, gerecht⸗ 
fertigt ſein. 

i di demſelben Grunde wären auch die unmittelbar nach zurück⸗ 
gelegter dritter Altersclaſſe in die Evidenz der Landwehr (P. 6 lit. a 
des § 167) übernommenen Militärpflichtigen während ihrer zehn⸗ 
jährigen Evidenz außer ihrer erſten Vorführung, noch einmal, etwa 
im ſechsten Jahre ihrer Evidenznahme der Stellungscommiſſion vor⸗ 
zuführen. 

Durch dieſe einfache, Niemandem zum Nachtheile, ſondern der 
Partei und dem Dienſte zum offenbaren Vortheile gereichende Maß⸗ 
regel würde mehr als die Hälfte von Arbeitszeit für die Behörden, 
und für die Parteien die in vielen Fällen gar nicht nöthige Zeit⸗ und 
Koſtenverwendung erſpart werden können. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bei der in Einem der Wahlkörper in Folge Ungiltigkeitserklärung 
des Wahlvorganges daſelbſt vorzunehmenden Erneuerung der Wahl 
in die Gemeindevertretung hat die urſprünglich für die Wahl ſämmt⸗ 
licher Wahlkörper zuſammengeſetzte Wahlcommiſſion zu fungiren. 


Durch Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 4. April 1872, 
3 1336 iſt über Recurs des Gemeindevorſtandes von T. gegen die 


Entſcheidung der dalmatiniſchen Statthalterei, mit welcher der geſammte | $ 


Vorgang zur Wahl des Gemeinderathes in T. annullirt wurde, er⸗ 
kannt worden, daß die in Gemäßheit des zweiten Abſchnittes der 
Wahlordnung erfolgte Vorbereitung der Wahl und die Wahlhandlun⸗ 
gen des dritten und zweiten Wahlkoͤrpers giltig bleiben und daß nur 
die als ungiltig erklärte Wahl des Erſten Wahlkörpers zu erneuern 
ſei, wobei die im Sinne des zweiten Abſchnittes der Gemeinde⸗Wahl⸗ 
ordnung bereits erfolgte Vorbereitung zur Wahl als aufrecht beſtehend 
zu behandeln und nach der im Grunde des § 19 verfügten Kund⸗ 
machung unmittelbar zur Wahl nach Vorſchrift des dritten Abſchnittes 
der G:meinde-Wahlordnung zu ſchreiten ſei. 

In Gemäßheit dieſer Miniſterialentſcheidung forderte die Statt⸗ 
halterei den Bezirkshauptmann in Sp. auf, die entſprechenden Wei⸗ 
ſungen an den Gemeindevorſtand zu T. zum Zwecke der Erneuerung 
der annullirten Wahl des Erſten Wahlkoͤrpers ſofort zu erlaſſen. Bei 
der Intimation der Miniſterialentſcheidung hat der Bezirkshauptmann 
von Sp. den Gemeindevorſtand in T. aufmerkſam gemacht, „daß an 
dem anberaumten Wahltage vor allem im Sinne des § 21 der Ge⸗ 
meinde⸗Wahlordnung zur Wahl einer Wahlcommiſſion von Seite 
der anweſenden Wähler des Erſten Wahlkörpers zu ſchreiten ſein wird, 
da dieſe Wahlcommiſſion die Wahlhandlung des Erſten Wahlkörpers 
zu leiten berufen iſt.“ 

Gegen dieſe letzte Verfügung des Bezirkshauptmannes betreffs 
der Ernennung einer neuen Wahlcommiſſion hat der Gemeindevor⸗ 
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ſtand von T. recurrirt, die Statthalterei aber die fragliche Vorſtellung 
zurückgewieſen und die reclamirte Verfügung des Bezirkshauptmannes 
von Sp. vollinhaltlich aus folgenden Gründen beftätigt: „weil mit 
der Miniſterialentſcheidung vom 4. April 1872, 3. 1330 ausdrücklich 
angeordnet wurde, daß die im Sinne des zweiten Abſchnittes der Ge⸗ 
meinde⸗Wahlordnuͤng gemachten Wahlvorbereitungen und die Wahlen 
des dritten und zweiten Wahlkörpers aufrecht bleiben, daß nur die 
Wahl des Erſten Wahlkörpers zu erneuern ſei, daß daher nach er⸗ 
folgter Kundmachung im Sinne des § 19 unmittelbar zur Wahl 
nach Vorſchrift des dritten Abſchnittes der Gemeinde-Wahlordnung 
zu ſchreiten ſei; weil, wenn im Sinne der erwähnten Minifterial- 
entſcheidung der Wahlact im Erſten Wahlkoͤrper von der im § 21 
Gemeinde⸗Wahlordnung beſtimmten Wahlcommiſſion geleitet werden 
ſoll, nach der Beſtimmung dieſes $ 21 die Wahleommiſſion aus dem 
Borfigenden und aus vier von den anweſenden Wählern nach 
relativer Stimmenmehrheit gewählten Gemeindemitgliedern beſtehen 
muß, nach Obigem aber nur die Wähler des Erſten Wahlkörpers 
vorgeladen werden, daher auch nur dieſe bei der Wahl der Gommiffton 
gegenwärtig ſein können; weil endlich die Uebertragung der Leitung 
der Wahl an die bei der früheren Abſtimmung beſtandene Commiſſion 
nicht zuläſſig iſt, nachdem dieſelbe durch die Vornahme der Wahl in 
den dret Wahlkörpern ihre Aufgabe erfüllt hat und daher als auf⸗ 
gelöst zu betrachten iſt“. ö 

Im Miniſterialrecurſe machte die Gemeinde T. geltend, daß 
$ 21, dann § 24 der Gemeinde⸗Wahlordnung nur Eine Wahlcom- 
miffton für alle Wahlkörper anerkennen, welche laut $ 32 Gemeinde⸗ 
Wahlordnung erſt dann ihre Aufgabe vollendet habe, wenn die Wahl 
in allen Wahlkörpern vollendet iſt. Die Wiederwahl im Erſten 
Wahlkörper ſei nur die Fortſetzung und Ergänzung des Wahlactes 
und müſſe von der bisherigen Wahlcommiſſon geleitet werden, die 
ihre Aufgabe vorher nicht gelöst habe Dieſe Wahlcommiſſion ſei 
einſtimmig ron 456 Wählern gewählt worden und beſtehe aus zwei 
Mitgliedern des Erſten, aus zwei des zweiten und aus einem Mitgliede 
des dritten Wahlkörpers. 

Das Mintftertum des Innern hat unterm 6. Juli 1872, 
Z. 10.226 in Abänderung der Statthalterei⸗Entſcheidung entſchieden, 
„daß, nachdem die in der Gemeinde T. behufs Conſtituirung der 
dortigen Gemeindevertretung erfolgte Wahl des Erſten Wahlkörpers 
mit Miniſterialentſcheidung vom 4. April 1872, 3. 1336 als ungiltig 
erklärt wurde, der Wahlact in der genannten Gemeinde und die Auf⸗ 
gabe der für dieſen Wahlact nach $ 21 Gemeinde-Wahlordnung bereits 
beſtellten Wahlcommiſſion noch nicht vollendet ſei, daher die erneuerte 
Wahl des Erſten Wahlkörpers unter Leitung der nämlichen Wahl⸗ 
commiſſion zu erfolgen habe, von welcher die Wahlen des dritten 
und zweiten Wahlkörpers geleitet worden ſind.“ M. 


ur Frage, ob ein, dem Beſitzer des dienſtbaren Waldes nachthei⸗ 
liges, willkürliches Abweichen der Eingeforſteten von einem in be⸗ 
ſonderer Weiſe vereinbarten Modus der Streugewinnung als Forſt⸗ 
frevel geahndet werden könne. 


Der Graf H. v. D., ſchen Forſtverwaltung wie den übrigen 
Servitutsberechtigten der Schober und Schirnitz⸗Alpenwaldungen im 
Bezirke W. iſt der gebührende Holz⸗ und Streubezug im Jahre 1863 
regulirt worden. Bei Auszeigung der gebührenden Streu hat ſich ſeit 
dem Zeitpunkte der Regulirung des Bezuges derſelben die Gepflogen⸗ 
heit herausgebildet, daß den Streuberechtigten ganze Stämme ange⸗ 
wieſen wurden, welche ſie fällen mußten und von denen ſie die Streu 
für ſich behalten konnten, jedoch gegen dem, daß die geſchlagenen 
Stämme von den Streuberechtigten der Kohlung unterzogen und die 
gewonnene Kohle an die Guts verwaltung gegen eine gewiſſe Entloh⸗ 
nung abgeliefert werde. Dieſe Gepflogeuheit ward nach Angabe der 
Forſtverwaltung des dienſtbaren Gutes lediglich auf den Wunſch und 
die Bitte der Streubezugsberechtigten eingeführt, um dieſen die Ge⸗ 
winnung und Bringung der Streue zu erleichtern. 

Es ereignete ſich nun, daß einzelne Streuberechtigte die aus 
den geſchlagenen Stämmen erzeugte Kohle nicht an die Gutsverwal⸗ 
tung abführten, ſondern dieſelbe anderwärts verkauften, hingegen die 
Gutsverwaltung dadurch entſchädigten, daß ſie derſelben Kohle, welche 


‚fie in ihren eigenen, meiſt näher gelegenen Waldungen erzeugten, zu⸗ 


führten. 


Eine Zeitlang wurde ſolcher Vorgang von der Gutsverwaltung 
des dienſtbaren Gutes ſtillſchweigend hingenommen. Später jedoch er⸗ 
achtete ſich diefelbe durch ſolchergeſtalt geſchehene Zuführung von Kohle 
minderer Qualität beeinträchtigt und verſuchte vorerſt jene Streube⸗ 
rechtigten durch das Strafgericht zu verfolgen. Zwar verurtheilte das 
Bezirksgericht in St. L einen der Angezeigten wegen Veruntreuung zu drei⸗ 
tägigem Arreſt und Erſatz des Schadens und der Koſten, allein das 
Oberlandesgericht hob die bezirksgerichtliche Entſcheidung auf, erklärte 
die Beſchuldigten der Uebertretung gegen die Sicherheit des Eigen⸗ 
thums durch Veruntreuung ($ 461 St. G. B.) nicht ſchuldig 
und verwies die Gutsinhabung mit ihrem Erſatzanſpruch auf den Civil⸗ 
rechtsweg. Die Gründe dieſer Entſcheidung waren, „daß die Verbind⸗ 
lichkeit der Streuberechtigten zur Ablieferung der aus den ihnen zu⸗ 
gewieſenen Stämmen erzeugten Kohle an die Gutsverwaltung weder 
durch einen urkundlichen Beweis noch einen mündlichen Vertrag nach⸗ 
gewieſen wird; daß dieſer Vorgang ſich lediglich auf eine hergebrachte 
Uebung gründet, derſelben aber auch der nachweisbare Uſus entgegen⸗ 
ſteht, vermöge deſſen die Steuerberechtigten die erzeugte Kohle auch 
anderweitig verkaufen und die Gutsverwaltung mit einer gleichen Quan⸗ 
tität Kohle aus den eigenen Wäldern entſchädigen konnten; daß daher 
der Beſchuldigte, wenn er ſich der dieſen letzteren Uſus einſeitig ab⸗ 
ändernden Verfügung der Gutsverwaltung nicht fügte, eine vor dem 
Strafgeſetze verantwortliche Handlung um fo weniger begangen habe, 
als unter den dargeſtellten Umſtänden keine auf die Beſchädigung der 
Gutsverwaltung gerichtete gewinnſüchtige Abſicht, ſondern nur eine im 
civilgerichtlichen oder adminiſtrativen Wege zu verantwortende Ueber⸗ 
ſchreitung oder Eigenmächtigkeit gefunden werden kann“. 

Darnach brachte die Gutsverwaltung die Angelegenheit bei der 
Bezirkshauptmannſchaft als Forſtfrevel zur Anzeige. Die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in W. verurtheilte die befchuldigten Streuberechtigten im 
Sinne des § 18 des Forſtgeſetzes nach § 60 ibidem wegen Ueber⸗ 
tretung durch verbotwidrige Verwendung des zur Streugewinnung 
ausgezeigten Servitutsholzes zu Geldſtrafen und Schadenerſatz. Der 
Bezirkshauptmann ließ ſich bei ſeiner Entſcheidung von dem Geſichts⸗ 
punkte leiten, daß vorzugsweiſe das Einforſtungsverhältniß im Auge 
behalten werden müſſe, auf welchem die Modalität der Streugewin⸗ 
nung fußt, daher ein Dawiderhandeln dieſer Modalität als eine Ueber⸗ 
tretung nach § 18 Forſtgeſetz zu behandeln und nach § 62 ebendort 
zu beſtrafen ſei. 

Die Landesregierung jedoch hob das Erkenntniß des Bezirks⸗ 
hauptmannes auf, „weil die Berpflichtung der Streuberechtigten, das 
verkohlte Holz an die Gutsverwaltung abzuliefern, ſich auf einen pri⸗ 
vatrechtlichen Vertrag gründet, die Nichteinhaltung dieſer Verpflichtung 
daher keine Forſtfrevelübertretung, ſondern lediglich eine privatrechtliche 
Angelegenheit zwiſchen der Herrſchaft und den Eingeforſteten bildet“. 

Das Miniſterium des Innern hat dem gegen die Entſcheidung 
der Landesregirrung von der Forſtverwaltung ergriffenen Recurſe 
unterm 26. Mai 1872, 3. 7174 im Einvernehmen mit dem Acker⸗ 
bauminiſterium aus den Gründen der Entſcheidung der Landesregierung 
keine Folge gegeben. M. 
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1871, für den Haudgebrauch in der Praxis erläutert. München, 1872. 

Arnoldt, F. Die Freizügigkeit und das Unterſtützungs⸗Wohnſitzgeſetz. Berlin 1872. 
Decker. 

Doehl, C. Das öffentliche Bauweſen des preußiſchen Staates. Handbuch für Ver 
waltungsbehörden und Beamte, Baubeamte und ſolche, welche ſich dem Baufache 
im Staatedienſte widmen. Caſſel 1872. Holzſchuher. 

Bitzer, F. Neue allgemeine Bauordnung für das Königreich Württemberg. Stuttgart 
1872. Metzler. 

Villemann, G. Die ökonomiſche Bedeutung der Bauordnung in Oeſterreich. 
Wien 1872. 

Gerlach, J. Maßregeln zur Verhütung der Rinderpeſt. Geſetz vom 7. April 1869 
mit der Inſtruction vom 26. Mai 1869. Berlin 1872. Kortkampf. 

Emmert, C. Ueber Städtereinigung und über die Ganalifation der Stadt Bern. 
Bern 1872. Jent und Reinert. 

Herrfurth, G. Gefetze und Verordnungen, betreffend den Gaft⸗ und Schankwirth⸗ 
ſchaftsbetrieb im deutſchen Reiche. Berlin 1872. Kortkampf. 

Sicherer, Herrm. Dr. Die Genoſſenſchaftsgeſetzgebung in Deutſchland. Erlangen 
1872. Palm und Enke. 

Ludewig, J. Die Telegraphie in ftaatd- und privatrechtlicher Beziehung vom Stand⸗ 
punkte der Praxis und des geltenden Rechtes. Leipzig 1872. Beuſch. 

Schmidt⸗Zabièrow, der Beamteuverein der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie, 
feine Entſtehung und Entwicklung, feine Ziete und Erfolge. Wien 1872. Rosner. 

Wirth, Dar. Die ſociale Frage. 156. Heft der Virchow' und Holtzendorff'ſchen 
Sammlung gemeinverſtändlicher Vorträge. Berlin 1872. Luderitz. 

Contzen, H., Dr. Die jociale Frage, ihre Geſchichte, Litteratur und ihre Bedeutung 
in der Gegenwart. 2. bedeutend vermehrte und verbeſſerte Auflage. Leipzig 
1872. Luckhardt. 

Böhmert, V. Der Socialismus und die Arbeiterfrage. Zürich 1872. Schabelitz. 

Oppenheim, H. B. Der Katheder⸗Socialismus. Berlin 1872. R. Oppenheim. 

Jäger, Ernſt. Ein Beitrag zur Frage der Arbeiterverſicherung. Stuttgart 1872. 
A. Körner. 


IV. Geſchichte (der Geſellſchaft und des Staates). 


Henkel, Herm., Dr. Stndien zur Geſchichte der griechiſchen Lehre vom Staate. 
Leipzig 1872. Teubner. 

Babucke, H., Dr. Die Entwicklung der römiſchen Heeresorganiſation. Aurich 
1872. Fiſcher. 

Inama⸗Sternegg, K. Th., Dr. Unterſuchungen über das Hofſyſtem im Mittelalter 
mit beſonderer Beziehung auf deutſches Alpenland. Innsbruck 1872. Wagner. 

Geilfus, G. Zur Entſtehungsgeſchichte des Eidgenöſſiſchen Bundes. 3 Vorträge. 
Winterthur 1872. Bleuler. 

Brandes, F. Geſchichte der kirchlichen Politik des Hauſes Brandenburg. 1. Band. 
Gotha 1872. F. A. Perthes. 

Droyſen, J. G. Geſchichte der preußiſchen Politik. III. Theil. Der Staat des großen 
Kurfürſten.-3. Band- Leipzig 1872. Veit und Comp. 


V. Statiſtik (der Geſellſchaft und des Staates). 


Glatter, G., Dr Oeſterreich in Ziffern. Beitrag zur Cultur. und Sittengeſchichte, 
fo wie zur Kenntniß der Bevölkerung und wirthſchaftlichen Verhältniſſe der im 
Reichsrathe vertretenen Länder. I. Lieferung. Wien 1872. Beck. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 14. Auguſt 1872, Z. 12.213 betreffend 
die Beanzeigung von der Verhaftung oder Unterſuchungseinbeziehung von Schülern 
g öffentlicher Volks⸗ oder Mittelſchulen an den Vorſteher der Schule, 


Es iſt der Fall vorgekommen, daß ein Schüler eines Gymnaſiums wegen des 
Verdachtes des Diebſtahls von der Sicherheitsbehörde durch einen Tag in Haft gehalten 
und gegen denſelben von dem Gerichte die Unterſuchung eingeleitet wurde, ohne daß hievon 
die betreffende Gymnaſtaldtrection verſtändigt worden wäre, und daß hiebei die Eltern 
des Schülers, die Unkenntniß des Vorſtandes der Schule benützend, deſſen Abweſenheit 
von der Schule, unter Verſchweigung des wahren Grundes, durch Krankheit ent 
ſchuldigten. 

Zur Hintanhaltung ähnlicher, der Schuldisciplinargewalt unverkennbar ab⸗ 
träglicher Vorkommniſſe, finde ich mich daher im Einvernehmen mit dem k. k. Mint⸗ 
fterium für Cultus und Unterricht beſtimmt, die Verordnung des Juſtizwiniſteriums 


— 


vom 27. Februar 1855, R. G. Bl. Nr. 39 in analoger Weiſe auf die Sickerheitsbe⸗ 
hörden auszudehnen und ſonach Euere zu erſuchen, dieſelben anweiſen zu 
wollen, von jeder Verhaftung eines Schülers einer öffentlichen Volks oder Mittel ⸗ 


ſchule ſowie von jeder gegen denſelben eingeleiteten Unterſuchung und dem eventuell | 


gefällten Enderkenntniſſe, ſobald dasſelbe in Rechtskraft erwachſen iſt, unter Anſchluß 

einer beglaubigten Arſchrift des Erkenntniſſes — (ohne daß deßhalb der Vollzug des 

wider einen ſolchen Schüler etwa ergangenen Strafurtheils aufgeſchoben werden darf) 
den Vorſteher der betreffenden Schule ſofort in Kenntniß zu ſetzen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 5. Juui 1872, Z. 8203, betreffend die 
Behandlung der mit Bären und anderen wilden Thieren herumziehenden ſubſiſtenz⸗ 
loſen Ausländer. 


In Anbetracht, daß durch das Herumziehen erwerbs⸗ und ſubſiſtenz⸗ 
loſer Ausländer mit Bären und anderen wilden Thieren die Sicherheit 
der Perſonen, des Eigenthums und des öffentlichen Verkehrs eriftlich gefährdet wird, 
hat das k. k. Miniſterium des Innern ſich veranlaßt gefunden, die Intervention des 
k. und k. Miniſteriums des Aeußern zu dem Ende in Anſpruch zu nehmen, im diplo⸗ 
matiſchen Wege dahin zu wirken, daß von der türkiſchen Regierung känſtighin an In⸗ 
dividuen, die ſich lediglich mit Bärenkreiben befaſſen, keine Reiſepäſſe für die öfterr 
reichiſch⸗ungariſche Monarchie erfolgt werden. In Entſprechung diefes Anſiunens hat 
auch die kaiſerlich türkiſche Regierung ihre Organe beauftragt, künftighin Bärentrei⸗ 
bern keine Päſſe und Viſa nach den öſterreichtſchen Staaten zu ertheilen. 

Da demungeachtet in letzterer Zeit wiederholt Klagen über das Herumziehen 
mit wilden Thieren anhergelangt ſind, ſo beehre ich mich Eure zu erſuchen 
den betreffenden Organen in Erinnerung zu bringen, daß nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften derlei erwerbs⸗ und fubfiftenziofe fremde Vaganten mit Bären u. dgl. wilden 
Thieren gleich an der Grenze zurückzuweiſen, oder bei dem Betreten im Lande ſogleich 
über die Grenze zu ſchaffen ſind. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 12. Augnſt 1872, Z. 12.216, betreffend 
die Bewilligung zum Gebrauche der Trommeln und Signalhörner bei feierlichen 
Auläſſen au Veteranenvereine von tadelloler Haltung. 


werden im Grunde der Allerhöchſten Entſchließung vom 31. Juli 
1872 ermächtigt, künftighin Veteranen vereinen von kadelloſer Haltung die Bewilli⸗ 
gung zum Gebrauche der Trommel und der Signalhörner bei feierlichen Anläſſen im 
Einvernehmen mit dem Generalcommando, beziehungsweiſe Militär⸗Stationscom⸗ 
mando unter der Bedingung zu ertheilen, daß die Signale ven denen des k. und k. 
Militärs merklich verschieden ſeien und daß mit denſelken kein, eine im Orte allenfalls 
befindliche Garniſon ſtörender Mißbrauch getrieben werde. 

Selbſtverſtändlich wird ſich bei jeder Ertheilung einer dergleichen. Bewilligung 
auf die bezeichnete Allerhöchſte Ermächtigung zu berufen fein. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Legationsrath erſter Kategorie Victor Grafen 
Dubsky als Allerhöchſtihren Geſandten beim perfifchen Hofe beglaubigt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialconcipiſten im gemeinſamen F nanz⸗ 
miniſterium Alois Tranger zum Miniſterialſecretär ernaunt. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten ftädtiichen Polizei ⸗ und Bequartierungs⸗ 
eommiffar in Piſek Jeſeph Kazar das goldene-Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Starthaltereirathe bei der galiziſchen Statthalterei 
Adolf Eckhardt den Titel und Charakter eines Hofrathes tazfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben dem zum Chef⸗Redacteur der „Wiener Zeitung“, ernannten 
bh Friedrich Uhl tarfrıi den Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Kanzlizen Eduard Eſter! zum Amteofficialen 
der k. k. Berg- und Hüttenverwaltung in Raibl ernannt. 
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Erledigungen. 


Rechnungsofflcialsſtelle bei der Laibacher Finanzdirection mit 600 fl. eventuell 
500 fl., eventuell. eine ad jutirte Rechnungsprakticantenſtelle oder eine unentgeltliche, 
bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 215.) 

Couceptsadjunctenſtelle, proviſoriſche, bei der Direction der abminiftrativen 
Statiſtik mit 600 fl. und 150 fl. Quartiergeld, bis 20. October. (Amtsbl. Nr. 216.) 

Zwei Diurniſtenftellen mit 1 fl. 30 kr. täglich bei der Direction der admini⸗ 
ſtrativen Stat'ſtik (Amtsbl. Nr. 216.) 

Aſſiſtentenſtelle am techntſchen Inſti ute in Brünn mit 600 fl. Jahresgehalt, 


bis 15. Octeber. (Amtsbl. Nr. 216.) 


Druckerei der k. Wiener Zeitung 
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Mehrere Ingenieurſtellen zweiter Claſſe mit je 1000 fl. Gehalt und 150 fl. 
Quartiergeld, dann mehrere Ingen eur⸗Aſſiſtentenſtellen mit je 800 fl. Gehalt und 150 fl. 
Quartiergeld, in der Baubranche der k. k. croatiſch⸗ſlavoniſchen Militärgrenze, bis 
Eude October. (Amtsbl. Nr. 217.) 

Armenarztesſtelle im 3. Wiener Gemeindebezirke mit 300 fl Jahresremune⸗ 
ratlon, bis 15. October. (Amtsbl. Nr. 218.) 

40 Poſtacceſſiſtenſtellen zweiter Claſſe bei der nieder⸗öſterr. Poſtdirection mit 
je 500 fl. Gehalt und je 120 fl. Quartiergeld, bis 26. October. (Amtsbl. Nr. 218.) 

Offleialoſtelle mit 600 fl., eventuell 700 fl. und 800 fl., bis 30. September. 
(Amtsbl. Nr. 219.) g 


Die öſterreichiſche Induſtrial⸗Bank 


(vormals Bankhaus Eduard Fürf), 
Wien, Stephansplatz Rr. 1, 


emittirt vom 9. September d. J. an 


Caſſenſcheine 


in Abſchnitten zu fl. 100, 500, 1000, 5000 mit Verzinſung zu 
4 0/5, 5%, 5 / %, 60% gegen 
8 Tage, 14 Tage, 30 Tage, 60 Tage Kündigung. 
Die Zinſen können bei der Kündigung im vorhinein behoben und die Ca⸗ 
vitals⸗Nückzahlungen auch in allen Landeshauptſtädten Oeſterreich. 
Ungarns angewieſen werden. 


51.4 Der Berwaltungsrath. 
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Schon am 5. November 
erfolgt die Ziehung der 


Salzburger Anlehens- Tore. 


Dieſes Lotto⸗Anlehen im Betrage von 4, 28.300 fl. ö. W. 
wird im Wege jährlicher Verloſungen mit dem bedeutenden Betrage 
von 3,958.80 fl. 6. W. rückgezahlt. — Jedes Los muff 
mindeſtens 30 fl. 5. W. gewinnen. 

Im Jahre finden 5 Ziehungen mit Haupttreffern von 
40.000, 30.000, 15.000, 15.000, 15.000 fl. ꝛc. ſtatt, 
und bieten dieſe Leſe alle nur mögliche Sicherheit, da die Landes hauptſtadt 
Salzburg mit ihrem geſammten Vermögen, ſowie mit ihren Gefällen und nuß⸗ 
baren Rechten für die pünktliche Einlöſung der gezogenen Lo'e haftet. 

Preis eines Briginal-Salzburger Toſes 26 fl. ö. 9. 

Um Jedermann den Ankanf dieſer Loſe zu ermöglichen, werden dieſelben 
auch auf Raten mit nur A fl. Angabe (Stempel ein⸗ für allemal 19 kr) zum 
Preiſe von #0 fl. verkauft, jo zwar, daß monatlich bloß 1 fl. zu ent⸗ 
richten iſt und man nach Abzahlung des Lospreiſes das Original⸗Salz⸗ 
burger Los auegefolgt erhält. — Während der Einzahlung ſpielt 
man ganz allein auf alle Treffer mit. 


Wechſelſtube der k. k. priv. Wiener Bandelsbank, 
vorm. Joh. C. Sothen, Graben 13. 


Bei geneigten auswärtigen Aufkrägen wird um gefällige fran⸗ 
kirte Einſendung des Bekrages und Beiſchließung von 30 kr. für Zuſendung 
der Ziehungelrfte erſucht. a 
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Prämien ⸗ Anleihe 
der kaiſ. ZSttomaniſchen Regierung. 


Die P. 1. Subſeribenten werden hiermit verſtändigt, daß die zweite Ein⸗ 
zahlung von 25 Francs auf jede von ihnen gezeichnete Obligation vom 
23. September angefangen, bis längftens 26s. September d. J. zu feiften iſt. 

Diejenigen Subferibenten, welche ihre Stücke gegen den ihnen zu ver- 
gütenden Disconto voll einzuzahlen wünſchen, können dies in derſelben Zeit durch 
eine weitere Einzahlung von 88 Francs bewerkſtelligen, jo daß das vollgezahlte 
Los auf 18 Francs zu ſtehen kommt. 

Bei der Einzahlung erhalten die Subſcribenten die auf den Neberbringer 
lautenden proviſoriſchen Stücke mit 30 Francs Einzahlung eventuell mit 
der Beſtätigung der Vollzahlung. 

Die Einzahlung kann entweder in Francs, oder zum Viſta⸗Tagescourſe 
des vorhergehenden Tages in Banknoten öfter. Wäbrang, an der Liquidatur 
der gefertigten Bank in den Vormittagsſtunden geleiſtet werden. 

Wien, 21. September 1872. 

Im Auftrage. 


Anglo⸗Oeſterreichiſche Vauk. 


ee 
Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 
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